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Informationen aus dem Steuer-, Wirtschafts-, Arbeits- und Sozialrecht  
- für alle Steuerpflichtigen - 

 

Juni 2022 
 

1. TERMINSACHE: Abgabe der Er-
klärung zur Feststellung des 
Grundsteuerwerts ab 1.7.2022 

2. TERMINSACHE: Anträge auf bis 
Ende Juni verlängerte Überbrü-
ckungshilfe IV 

3. Bundesfinanzministerium senkt 
Zinssatz für Nachzahlungen und 
Erstattungen auf 0,15 % pro Mo-
nat 

4. Häusliches Arbeitszimmer muss 
für ausgeübte Tätigkeit nicht er-
forderlich sein 

5. Keine sog. Spekulationssteuer 
für (rechtswidrig) bewohntes Gar-
tenhaus 

6. Nachweis einer kürzeren Restnut-
zungsdauer (höheren AfA) eines 
Gebäudes durch Wertgutachten 

7. Entlastungsbetrag für Alleinerzie-
hende im Trennungsjahr 

8. Steuerliche Berücksichtigung 
von Mieter-abfindungen 

9. Unterhaltsaufwendungen für in 
Deutschland geduldete ukraini-
sche Angehörige 

10. BAföG-Reform 
11. Bundesrat billigt Heizkostenzu-

schuss 
12. Ausgleichsleistungsanspruch für 

Flugverspätung gegen Nicht-EU-
Luftfahrtunternehmen 

13. Schadensersatz bei gescheiter-
tem Grund-stückskauf 

14. Corona-Prämie für Pflegekräfte 
15. Quarantäne – keine Nachgewäh-

rung von Urlaub 
16. Keine wirksame Befristung eines 

Arbeitsvertrages allein mit Scan 
der Unterschrift 

17. Rückforderung von Sozialleistun-
gen 

18. Anhörung des Kindes bei Sorge-
rechtsentscheidung 

19. Doppeltes Bußgeld wegen Vor-
satz bei Tempoüberschreitung 

Ablegen des Handys auf Oberschenkel 
ist verbotswidrige Nutzung lt. StVO

 
• Fälligkeitstermine 

• Basiszinssatz / Verzugszinssatz 

• Verbraucherpreisindizes 

 

 

1. TERMINSACHE: Abgabe der Er-
klärung zur Feststellung des 
Grundsteuerwerts ab 1.7.2022 

 
Für Länder, in denen das sog. Bundesmo-

dell Anwendung findet (Berlin, Branden-

burg, Bremen, Mecklenburg-Vorpom-

mern, NRW, Rheinland-Pfalz, Saarland, 

Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Hol-

stein und Thüringen), haben die Finanzmi-

nister die Aufforderung zur Abgabe der Er-

klärung zur Feststellung des Grundsteuer-

werts für den Hauptfeststellungszeitpunkt 

1.1.2022 öffentlich bekannt gemacht.  

 

Die dafür erforderlichen elektronischen 

Formulare zur Feststellung des Grundsteu-

erwerts werden über „Mein Elster“ be-

reitgestellt. Folgende Personen sind zur 

Abgabe der Feststellungserklärung ver-

pflichtet: 

• Eigentümer eines Grundstücks in 

den o.g. Ländern. 

• Eigentümer eines Betriebs der 

Land- und Forstwirtschaft in den 

o.g. Ländern. 

• Bei Grundstücken in den o.g. Län-

dern, die mit einem Erbbaurecht 

belastet sind: Erbbauberechtigte 

unter Mitwirkung der Eigentümer 

des Grundstücks (Erbbauverpflich-

tete). 

• Bei Grundstücken in den o.g. Län-

dern mit Gebäuden auf fremdem 

Grund und Boden: Eigentümer des 
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Grund und Bodens unter Mitwirkung 

des Eigentümers des Gebäudes. 

 

Die elektronisch abzugebenden Feststel-

lungserklärungen können ab 1.7.2022 ein-

gereicht werden. Die Abgabefrist läuft 

nach derzeitigem Stand bis zum 

31.10.2022. Maßgebend für die persönli-

che Erklärungspflicht sind die Verhältnisse 

am 1.1.2022. Die anderen Bundesländer 

fordern eigenständig durch öffentliche Be-

kanntmachung zur Abgabe auf. In der Re-

gel müssen auch diese auf elektronischem 

Wege abgegeben werden und es gelten vo-

raussichtlich die gleichen Fristen. 

 

 

2. TERMINSACHE: Anträge auf bis 
Ende Juni verlängerte Überbrü-
ckungshilfe IV 

 

Unternehmen, die nach wie vor von den 

Auswirkungen der Corona-Pandemie be-

troffen sind, können noch Anträge auf die 

bis Ende Juni verlängerte Überbrückungs-

hilfe IV für den Förderzeitraum April bis 

Juni 2022 stellen.  

 

Die bis Ende Juni verlängerte Überbrü-

ckungshilfe IV ist inhaltlich unverändert 

wie für die Monate Januar bis März. Auch 

hier sind Unternehmen mit einem 

coronabedingten Umsatzeinbruch von 

mindestens 30 % antragsberechtigt. Für 

den Zeitraum April bis Juni 2022 können 

Soloselbstständige, deren Umsatz durch 

Corona weiter eingeschränkt ist, bis zu 

4.500 € Unterstützung – die sog. Neustart-

hilfe – erhalten.  

 

Besonderheiten bei Antragsfristen be-

achten: Erst- und Änderungsanträge zur 

Inanspruchnahme der verlängerten Förde-

rung können nur bis zum 15.6.2022 ge-

stellt werden. Das ist auch der Stichtag zur 

Ausübung des Wahlrechts zwischen der 

Überbrückungshilfe IV und Neustarthilfe 

2022. Unternehmen und Soloselbststän-

dige, die von einem in das andere Pro-

gramm wechseln wollen, sollten dies 

rechtzeitig einleiten. 

 

Bitte beachten Sie! Eine Fördermög-

lichkeit zur Kompensation von durch 

die gegen Russland verhängten Sanktio-

nen verursachten Einbußen besteht im 

Rahmen der Überbrückungshilfe IV 

ausdrücklich nicht.  

 

 

3. Bundesfinanzministerium 
senkt Zinssatz für Nachzah-
lungen und Erstattungen auf 
0,15 % pro Monat 

 

Das Bundeskabinett hat am 30.3.2022 

den Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur 

Änderung der Abgabenordnung und des 

Einführungsgesetzes zur Abgabenord-

nung beschlossen. Der Gesetzentwurf 

senkt den Zinssatz für Nachzahlungs- 

und Erstattungszinsen rückwirkend von 

ehemals 0,5 % pro Monat ab dem 

1.1.2019 auf 0,15 % pro Monat (= 1,8 % 

pro Jahr). Die Angemessenheit dieses 

Zinssatzes ist unter Berücksichtigung 

der Entwicklung des Basiszinssatzes 

mindestens alle drei Jahre mit Wirkung 

für nachfolgende Verzinsungszeiträume 

zu evaluieren – spätestens also erstmals 

zum 1.1.2026. Die Neuregelung setzt 

den Beschluss des Bundesverfassungs-

gerichts vom 8.7.2021 um. 

 

Die Neuregelung des Zinssatzes für 

Nachzahlungs- und Erstattungszinsen 

für Verzinsungszeiträume ab 1.1.2019 

gilt für alle Steuern, auf die die Vollver-

zinsung anzuwenden ist. Der Erlass von 

Nachzahlungszinsen bei vor Fälligkeit 

freiwillig geleisteten Zahlungen wird im 

Gesetz verankert und damit auch auf die 

von Kommunen verwaltete Gewerbe-

steuer erstreckt. 
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4. Häusliches Arbeitszimmer 
muss für ausgeübte Tätigkeit 
nicht erforderlich sein 

 

Durch die Corona-Pandemie hat sich die 

Einstellung über den Nutzen eines Arbeits-

zimmers und Homeoffice wohl in den 

meisten Köpfen geändert. Zu diesem 

Thema hat der Bundesfinanzhof (BFH) 

kürzlich ein Urteil veröffentlicht, in dem es 

um die Absetzbarkeit als Werbungskosten 

geht, wenn die Tätigkeit auch ohne ein Ar-

beitszimmer ausgeübt werden kann. 

 

Im entschiedenen Fall gab eine Flugbeglei-

terin in ihrer Einkommensteuer ein häusli-

ches Arbeitszimmer als Werbungskosten 

an. Die Tätigkeiten, die sie dort ausübe, 

stehen in direktem Zusammenhang zu ih-

rem Beruf. Zudem hat sie keinen anderen 

Arbeitsplatz. Das Finanzgericht (FG) ent-

schied sich gegen einen Ansatz als Wer-

bungskosten, da die Arbeitnehmerin nur ei-

nen geringen Anteil ihrer Gesamtarbeits-

zeit das häusliche Arbeitszimmer nutze 

und sie diese Arbeiten z. B. auch am Kü-

chentisch hätte erledigen können. 

 

Für den BFH waren die Argumente des FG 

jedoch nicht maßgebend. Das Gesetz typi-

siert die Erforderlichkeit eines Arbeitszim-

mers für die Fälle, in denen das Arbeits-

zimmer den Mittelpunkt der gesamten Tä-

tigkeit bildet oder in denen kein anderer 

Arbeitsplatz zur Verfügung steht. Wenn 

dem Arbeitnehmer kein anderer Arbeits-

platz zur Verfügung steht, ist es aber kein 

Grund den Abzug als Werbungskosten ab-

zulehnen, wenn die Arbeiten auch an ande-

ren Orten im Haushalt ausgeführt hätten 

werden können. 

 

Anmerkung: An den grundsätzlichen Vo-

raussetzungen zum Arbeitszimmer selbst 

hat sich indes nichts geändert. Bitte lassen 

Sie sich im Bedarfsfall unbedingt beraten! 

 

 

5. Keine sog. Spekulations-
steuer für (rechtswidrig) be-
wohntes Gartenhaus  

 

Der erzielte Gewinn von innerhalb von 

10 Jahren verkauften Grundstücken un-

terliegen i. d. R. der Besteuerung. Dies 

ist aber nicht der Fall, wenn Grundstü-

cke in dem Zeitraum zwischen Anschaf-

fung und Veräußerung zu eigenen 

Wohnzwecken genutzt werden. Nach 

einer Entscheidung des Bundesfinanz-

hofs (BFH) vom 26.10.2021 liegt eine 

solche Nutzung auch dann vor, wenn 

der Steuerpflichtige ein (voll erschlos-

senes) „Gartenhaus“ baurechtswidrig 

dauerhaft bewohnt.  

 

Dafür muss die Immobilie aber tatsäch-

lich – z. B. durch ihre Beschaffenheit – 

zum dauerhaften Bewohnen geeignet 

sein. Nach Auffassung des BFH ist der 

Gesetzeszweck bei baurechtswidriger 

Nutzung von Wohneigentum ebenso er-

füllt wie bei einer mit dem Baurecht 

übereinstimmenden Nutzung. 

 

 

6. Nachweis einer kürzeren 
Restnutzungsdauer (höheren 
AfA) eines Gebäudes durch 
Wertgutachten 

 

Wird im Rahmen eines Wertgutachtens 

die Restnutzungsdauer eines Gebäudes 

nach der Wertermittlungsverordnung 

bestimmt, kann diese der Berechnung 

des AfA-Satzes zugrunde gelegt wer-

den. Das entschied das Finanzgericht 

Münster (FG) mit rechtskräftigem Ur-

teil vom 27.1.2022. 

 

Im Rahmen eines Zwangsversteige-

rungsverfahrens erwarb ein Steuer-

pflichtiger ein Grundstück zur Erzie-

lung von Mieteinkünften. Vom Amtsge-

richt wurde im Zwangsversteigerungs-

verfahren ein Sachverständigengutach-
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ten zur Ermittlung des Grundstückswerts 

in Auftrag gegeben. Der öffentlich be-

stellte und vereidigte Sachverständige kam 

zu einer Restnutzungsdauer des Gebäudes 

von 30 Jahren. Entsprechend machte der 

Steuerpflichtige in seinen Einkommen-

steuererklärungen eine jährliche AfA des 

Gebäudes von 3,33 % als Werbungskosten 

aus Vermietung und Verpachtung geltend. 

Das Finanzamt berücksichtigte jedoch le-

diglich eine AfA von 2 %. 

 

Das FG stellte hingegen fest, dass ein Ge-

bäude grundsätzlich nach festen AfA-Sät-

zen (im Streitfall 2 % pro Jahr) abzuschrei-

ben ist, bei einer tatsächlich kürzeren Nut-

zungsdauer des Gebäudes als 50 Jahre aber 

nach Wahl des Steuerpflichtigen von ent-

sprechend höheren Sätzen ausgegangen 

werden kann. Nach der Rechtsprechung 

des Bundesfinanzhofs kann sich der Steu-

erpflichtige jeder Darlegungsmethode be-

dienen, die im Einzelfall zur Führung des 

erforderlichen Nachweises geeignet er-

scheint. Da für die Schätzung einer kürze-

ren Restnutzungsdauer keine Gewissheit, 

sondern allenfalls eine größtmögliche 

Wahrscheinlichkeit erforderlich ist, kann 

die Schätzung des Steuerpflichtigen viel-

mehr nur dann verworfen werden, wenn sie 

eindeutig außerhalb eines angemessenen 

Schätzungsrahmens liegt. Das war hier 

nicht der Fall. 

 

 

7. Entlastungsbetrag für Alleiner-
ziehende im Trennungsjahr 

 

Alleinerziehende haben die Möglichkeit 

einen sog. Entlastungsbetrag in Höhe von 

4.008 € zzgl. 240 € für jedes weitere Kind 

steuerlich geltend zu machen. Vorausset-

zung dafür ist, dass ein oder mehrere Kin-

der zum Haushalt gehören und ihnen für 

diese ein Kinderfreibetrag oder Kindergeld 

zusteht. Das Kind gehört zu dem Haushalt, 

unter der Adresse es gemeldet ist. Das be-

antragende Elternteil gilt als alleinstehend, 

wenn die Voraussetzung für das Splitting-

Verfahren nicht vorliegen, es verwitwet 

ist und keine Haushaltsgemeinschaft 

mit einer anderen Person bildet, soweit 

diese keinen Kindergeldanspruch hat. 

 

Über die Anwendung des Entlastungs-

betrags für Ehegatten im Trennungsjahr 

hatte der Bundesfinanzhof (BFH) mit 

Urteil vom 28.10.2021 zu entscheiden. 

Im entschiedenen Fall ließ sich ein Ehe-

paar scheiden und reichte für den Zeit-

raum des Trennungsjahres jeweils eine 

Einzelveranlagung beim Finanzamt ein. 

Zudem beantragte der Elternteil, bei 

dem das gemeinsame Kind nach der 

Trennung lebte, den Entlastungsbetrag 

für Alleinerziehende. Das Finanzamt er-

kannte diesen jedoch nicht an, da von 

der Möglichkeit des Splitting-Verfah-

rens Gebrauch gemacht wurde, was ge-

gen den Ansatz des Entlastungsbetrags 

spricht. 

 

Der BFH entschied sich letztendlich je-

doch für den Ansatz im Trennungsjahr. 

Zwar sollen einzeln veranlagte Ehegat-

ten den Entlastungsbetrag nicht in An-

spruch nehmen können, der Gesetzge-

ber möchte damit aber nicht Ehegatten 

im Trennungsjahr ausschließen. In die-

sem Fall darf eine zeitanteilige Gewäh-

rung erfolgen und zwar für die Monate, 

in denen die Voraussetzungen vorlie-

gen. Das ist hier ab dem Zeitpunkt der 

Trennung.  

 

Bitte beachten Sie! Dies setzt aber vo-

raus, dass der antragstellende Ehegatte 

nicht direkt eine neue Haushaltsgemein-

schaft gegründet hat, da dies den Ansatz 

des Entlastungsbetrags definitiv aus-

schließt. 
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8. Steuerliche Berücksichtigung 
von Mieterabfindungen 

 

Kaufen oder bauen Steuerpflichtige ein 

Gebäude, welches später zu Vermietungs-

zwecken genutzt werden soll, ist es üblich, 

dass nach Anschaffung oder Herstellung 

noch einige Kosten anfallen. In den ersten 

3 Jahren kann es sich bei den Kosten um 

anschaffungsnahe Herstellungskosten han-

deln. Sobald Aufwendungen für Renovie-

rungen u. Ä. die Anschaffungs- bzw. Her-

stellungskosten mit mindestens 15 % über-

steigen, sind diese Aufwendungen nicht 

sofort als Werbungskosten absetzbar, son-

dern müssen über die AfA jährlich abge-

schrieben werden. 

 

In einem zu diesem Sachverhalt vom Fi-

nanzgericht Münster (FG) am 12.11.2021 

entschiedenen Fall erwarb eine Steuer-

pflichtige Wohneinheiten, renovierte diese 

über einen Zeitraum von 2 Jahren und ver-

mietete die Einheiten anschließend wieder. 

Um die Renovierung möglichst einfach 

durchführen zu können, zahlte die Eigentü-

merin allen bisherigen Mietern eine Abfin-

dung, damit diese vor Beginn der Renovie-

rung ausziehen. Diese Abfindung machte 

sie als Werbungskosten geltend. 

 

Das FG erkannte die Mieterabfindungen 

nicht als sofort abziehbare Werbungskos-

ten an, sondern fügte die Aufwendungen 

den Anschaffungskosten hinzu, die über 

die Lebensdauer der Immobilie abzu-

schreiben sind. Die Abfindungen wurden 

gezahlt, damit die für die Vermietung not-

wendige Renovierung durchgeführt wer-

den konnte.  

 

Das FG begründete seine Entscheidung da-

mit, dass ein direkter Zusammenhang zwi-

schen den Zahlungen und der Durchfüh-

rung der Renovierungsmaßnahme vorliegt, 

sodass beide Maßnahmen den anschaf-

fungsnahen Herstellungskosten zuzuord-

nen sind. Würden die Abfindungen dage-

gen mit Maßnahmen in Zusammenhang 

stehen, die keine anschaffungsnahe Her-

stellungskosten sind, würden sie Wer-

bungskosten darstellen. 

 

Anmerkung: Gegen das Urteil wurde 

Revision beim Bundesfinanzhof einge-

legt. Betroffene Steuerpflichtige können 

sich auf das anhängige Verfahren beru-

fen und um Ruhen des Verfahrens bis 

zur Entscheidung des BFH (AZ: IX R 

29/21) ersuchen. 

 

 
9. Unterhaltsaufwendungen für 

in Deutschland geduldete uk-
rainische Angehörige 

 

Nach einer Entscheidung des Bundesfi-

nanzhofs (BFH) vom 2.12.2021 sind 

Unterhaltsleistungen an in Deutschland 

(lediglich) geduldete (= Aussetzung 

der Abschiebung), nicht unterhalts-

berechtigte Angehörige nicht als au-

ßergewöhnliche Belastungen zu berück-

sichtigen. Dies gilt nach seiner Auffas-

sung auch dann, wenn sich der Steuer-

pflichtige gegenüber der Ausländerbe-

hörde/Auslandsvertretung verpflichtet 

hat, die Kosten für den Lebensunterhalt 

seiner Angehörigen zu tragen. 

 

Anmerkung: Der BFH stellt klar, dass 

gesetzlich unterhaltsberechtigt diejeni-

gen Personen sind, denen gegenüber der 

Steuerpflichtige nach dem Bürgerlichen 

Gesetzbuch (BGB) unterhaltsverpflich-

tet ist. Dies sind Verwandte in gerader 

Linie, wie z. B. Kinder, Enkel, Eltern 

und Großeltern, nicht hingegen Ver-

wandte in der Seitenlinie. 

 

 
10. BAföG-Reform 
 
Ziel der BAföG-Reform ist es, die Zahl 

der Empfänger deutlich zu steigern. Das 

soll z. B. durch die Anhebung der Frei-
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beträge, der Bedarfssätze sowie der Alters-

grenzen geschehen. Vorgesehen sind u. a. 

folgende Maßnahmen: 

 

• Die Erhöhung der Freibeträge um 20 %, 

die Anhebung der Bedarfssätze und des 

Kinderbetreuungszuschlags um 5 % so-

wie die Anhebung des Wohnzuschlags 

für BAföG-Empfänger, die nicht bei 

den Eltern wohnen, auf 360 €. 

• Die Altersgrenze wird auf 45 Jahre zu 

Beginn des zu fördernden Ausbildungs-

abschnitts angehoben und vereinheit-

licht. 

• Die digitale Beantragung des BAföG 

wird vereinfacht und nach der Umset-

zung komplett digital angeboten wer-

den. 

• Künftig sollen einjährige, in sich abge-

schlossene Auslandsstudiengänge ge-

fördert werden. Das gilt auch, wenn sie 

komplett in Drittstaaten (außerhalb der 

EU) absolviert werden. 

• Ferner wird die Möglichkeit eines Er-

lasses der Darlehensrestschuld nach 20 

Jahren auch für Rückzahlungsver-

pflichtete in Altfällen eingeräumt. 

 

Die Änderungen sollen zum 1.8.2022 in 

Kraft treten, damit die Wirkung für BA-

föG-Geförderte bereits im kommenden 

Wintersemester oder Schuljahr spürbar ist. 

 

 
11. Bundesrat billigt Heizkostenzu-

schuss 
 

Der Bundesrat hat am 8.4.2022 dem Heiz-

kostenzuschussgesetz zugestimmt. Es gilt 

vom 1.6.2022 bis Ende Mai 2032. Danach 

erhalten Empfänger von Wohngeld, BA-

föG und weiteren Bildungsförderungen ei-

nen einmaligen Zuschuss, um den starken 

Anstieg der Heizkosten aufgrund der ho-

hen Energiepreise abzufedern.  

 

Jeder Ein-Personen-Haushalt im Wohn-

geldbezug erhält einmalig einen Zuschuss 

von 270 €, ein Zwei-Personen-Haushalt 

350 € und jedes weitere Familienmit-

glied 70 €. Voraussetzung ist dabei, dass 

mindestens ein Monat des Leistungsbe-

zugs in den Bewilligungszeitraum zwi-

schen dem 1.10.2021 und dem 

31.3.2022 fällt. 

 

 

12. Ausgleichsleistungsan-
spruch für Flugverspätung 
gegen Nicht-EU-Luftfahrtun-
ternehmen 

 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) 

entschied am 7.4.2022 über den nach-

folgenden Sachverhalt: 3 Fluggäste 

buchten über ein Reisebüro mit einer 

einzigen Buchung bei Lufthansa einen 

Flug von Brüssel (Belgien) nach San 

José (Vereinigte Staaten) mit Zwischen-

landung in Newark (Vereinigte Staa-

ten). Der gesamte Flug wurde von Uni-

ted Airlines, einem in den Vereinigten 

Staaten ansässigen Luftfahrtunterneh-

men, durchgeführt. Die Fluggäste er-

reichten ihr Endziel mit einer Ver-

spätung von 223 Minuten. Aufgrund der 

EU-Fluggastrechteverordnung wurde 

eine Ausgleichsleistung von United Air-

lines gefordert. 

 

Fluggäste eines verspäteten Fluges kön-

nen von einem Nicht-EU-Luftfahrtun-

ternehmen eine Ausgleichsleistung ver-

langen, wenn dieses Unternehmen den 

gesamten Flug im Namen eines EU-

Luftfahrtunternehmens durchgeführt 

hat, entschieden die EuGH-Richter. Sie 

wiesen darauf hin, dass ein Flug mit ein-

maligem oder mehrmaligem Umstei-

gen, der Gegenstand einer einzigen Bu-

chung war, für einen Ausgleichsan-

spruch der Fluggäste eine Gesamtheit 

darstellt. Die Anwendbarkeit der Flug-

gastrechteverordnung muss nämlich im 

Hinblick auf den ersten Abflugort und 

das Endziel des Fluges beurteilt werden. 
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Der Gerichtshof hat außerdem klargestellt, 

dass das Nicht-EU-Luftfahrtunternehmen 

(United Airlines), das mit den Fluggästen 

keinen Beförderungsvertrag geschlossen 

hat, den Flug aber durchführt, die Aus-

gleichsleistung für Fluggäste schulden 

kann. Das Luftfahrtunternehmen, das im 

Rahmen seiner Tätigkeit der Beförderung 

von Fluggästen die Entscheidung trifft, ei-

nen bestimmten Flug durchzuführen – die 

Festlegung der Flugroute eingeschlossen – 

ist nämlich das ausführende Luftfahrtun-

ternehmen. 

 

 

13. Schadensersatz bei gescheiter-
tem Grundstückskauf 

 

In einem vom Bundesgerichtshof am 

24.9.2021 entschiedenen Fall hatte der 

Käufer einer Immobilie den Kaufvertrag 

wegen arglistiger Täuschung wirksam an-

gefochten. Er verlangte vom Verkäufer die 

Rückzahlung des Kaufpreises – hilfsweise 

Zug um Zug gegen Rückübertragung des 

Grundstücks – sowie Zahlung von Scha-

densersatz, darunter auch den Ersatz der 

für die Maklerprovision und die Grunder-

werbsteuer aufgewandten Beträge.  

 

Die von ihm an den Makler gezahlte Pro-

vision und entrichtete Grunderwerbsteuer 

stellen ersatzfähige Schadensersatzpositio-

nen und nutzlose Aufwendungen dar.  

 

Ersatz- oder Rückforderungsansprüche, 

die dem von einer Pflichtverletzung Be-

troffenen gegenüber Dritten (z. B. Fiskus, 

Makler) entstehen, schließen die Annahme 

eines Schadens im Verhältnis zu ihm und 

dem für die Pflichtverletzung Verantwort-

lichen nicht aus. Der Geschädigte muss 

sich nicht darauf verweisen lassen, dass er 

einen Anspruch gegen einen Dritten hat, 

der zum Ausgleich seiner Vermögensbe-

einträchtigung führen könnte. Es steht ihm 

in dieser Situation frei, wen er in Anspruch 

nimmt.  

 

Nimmt er den Verkäufer in Anspruch, 

sind die Erstattungsansprüche gegen-

über dem Makler und dem Fiskus an 

diesen abzutreten. Dadurch soll er den 

Aufwand, der mit der Durchsetzung des 

anderen – durch die Pflichtverletzung 

entstandenen – Anspruchs verbunden 

ist, und das diesbezügliche Insolvenzri-

siko auf den Schädiger verlagern kön-

nen. 

 

 

14. Corona-Prämie für Pflege-
kräfte 

 

Beschäftigte haben nach dem 11. Sozi-

algesetzbuch für das Jahr 2020 An-

spruch auf eine Corona-Prämie, wenn 

sie im Zeitraum vom 1.3.2020 bis ein-

schließlich 31.10.2020 mindestens 3 

Monate für eine zugelassene Pflegeein-

richtung tätig waren. 

 

Nach einer Entscheidung des Landesar-

beitsgerichts Berlin-Brandenburg vom 

24.3.2022 muss diese 3-monatige Ar-

beitsleistung im Bemessungszeitraum 

nicht zusammenhängend erfolgen. Un-

terbrechungen aufgrund von Krankheit 

lassen den Anspruch auf die Prämie 

nicht entfallen, wenn die Zusammen-

rechnung der einzelnen Tätigkeitszeit-

räume im Berechnungszeitraum 3 Mo-

nate ergibt. Da der Monat mit 30 Tagen 

zu rechnen ist, muss der Tätigkeitszeit-

raum insgesamt 90 Tage im Bemes-

sungszeitraum umfassen. 

 

 

15. Quarantäne – keine Nachge-
währung von Urlaub 

 

Erkrankt ein Arbeitnehmer während des 

Urlaubs, so werden die durch ärztliches 

Zeugnis nachgewiesenen Tage der Ar-

beitsunfähigkeit auf den Jahresurlaub 

nicht angerechnet. Diese Regelung aus 

dem Bundesurlaubsgesetz (BUrlG) fin-

det jedoch keine analoge Anwendung, 
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wenn ein nicht arbeitsunfähig erkrankter 

Arbeitnehmer während seines Urlaubs auf-

grund einer Absonderungsanordnung 

(Quarantäne) des Gesundheitsamtes wegen 

eines Ansteckungsverdachts mit einer Co-

vid 19-Infektion das Haus nicht verlassen 

darf. 

 

Der Sinn und Zweck dieser Regelung im 

BUrlG besteht darin, dass eine eintretende 

Arbeitsunfähigkeit den Urlaubsanspruch 

des Arbeitnehmers nicht mindern soll. Eine 

Quarantäneanordnung ist nach einem Ur-

teil des Landesarbeitsgerichts Schleswig-

Holstein vom 15.2.2022 nicht mit der Ar-

beitsunfähigkeit während des Urlaubs 

gleichzusetzen. Wie ein Arbeitnehmer sich 

erholt, bleibt ihm überlassen. 

 

Er kann den Urlaub auch während der gan-

zen Zeit zuhause spielend vor der PC-Kon-

sole oder im Wohnzimmer liegend verbrin-

gen. In diesen Fällen wird er durch eine 

Quarantäne überhaupt nicht in der Ver-

wirklichung des Urlaubszwecks beein-

trächtigt. Bei einer Analogie kommt es je-

doch auf die typische Vergleichbarkeit an 

und nicht auf den im Einzelfall festzustel-

lenden Grad der Beeinträchtigung. 

 

Die analoge Anwendung der Regelung im 

BUrlG kann danach nicht davon abhängen, 

wie ein Arbeitnehmer im konkreten Fall 

beabsichtigte, seinen Urlaub zu verbrin-

gen. 

 

 

16. Keine wirksame Befristung ei-
nes Arbeitsvertrages allein mit 
Scan der Unterschrift  

 

Für eine wirksame Befristung eines Ar-

beitsvertrages reicht eine eingescannte Un-

terschrift nicht aus. Dies gilt auch dann, 

wenn der Arbeitsvertrag nur für einige we-

nige Tage geschlossen worden ist, ent-

schied das Landesarbeitsgericht Berlin-

Brandenburg (LAG) in seinem Urteil vom 

16.3.2022. 

 

Im entschiedenen Fall war eine Frau für 

ein Unternehmen des Personalverleihs 

tätig. Bei Aufträgen von entleihenden 

Betrieben und Einverständnis der Frau 

mit einer angeforderten Tätigkeit, 

schlossen der Personalverleiher und sie 

über mehrere Jahre mehr als 20 kurzzei-

tig befristete Arbeitsverträge. Die Ar-

beitsverträge enthielten die jeweiligen 

Zeiträume und die eingescannte Unter-

schrift des Geschäftsführers des Perso-

nalverleihers. Die unterschriebenen 

Verträge schickte die Frau per Post an 

den Personalverleiher als Arbeitgeber 

zurück. Nun machte sie die Unwirksam-

keit der zuletzt vereinbarten Befristung 

mangels Einhaltung der Schriftform 

geltend.  

 

Das LAG entschied dazu, dass die ver-

einbarte Befristung mangels Einhaltung 

der gemäß der im Teilzeit- und Befris-

tungsgesetz zwingend vorgeschriebe-

nen Schriftform unwirksam ist. Schrift-

form erfordert eine eigenhändige Unter-

schrift oder eine qualifizierte elektroni-

sche Signatur. Der vorliegende Scan ei-

ner Unterschrift genügte diesen Anfor-

derungen nicht. Dass diese Praxis in der 

Vergangenheit hingenommen wurde, 

stand dem nicht entgegen. Aufgrund der 

Unwirksamkeit der Befristungsabrede 

bestand das Arbeitsverhältnis bis zur 

Beendigung durch die zwischenzeitlich 

ausgesprochene Kündigung fort.  

 

 

17. Rückforderung von Sozial-
leistungen 

 

Grundsätzlich erbringen Sozialleis-

tungsträger jedem Hilfsbedürftigen So-

zialleistungen. Allerdings können sie 

sich das Geld auch zurückholen, wenn 

der Hilfsbedürftige noch Ansprüche ge-

gen Dritte hat. Die Sozialleistungsträger 

können diese Ansprüche auf sich über-

leiten und dann selbst gegen die Dritten 
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geltend machen. Zu solchen Ansprüchen 

gegenüber Dritten können auch erbrechtli-

che Ansprüche gehören. Wird also jemand, 

dem der Staat Sozialleistungen gewährt 

hat, Erbe, kann er diesen Anspruch auf sich 

überleiten und ihn gegenüber den anderen 

Erben geltend machen. 

 

Zu dieser Problematik hatte das Oberlan-

desgericht Oldenburg über folgenden 

Sachverhalt zu entscheiden: Eine Stadt 

hatte für einen Mann über Jahre ca. 19.000 

€ Sozialleistungen erbracht. Als seine Mut-

ter im Jahr 2015 verstarb, setzte diese den 

Sohn des Mannes, also ihren Enkel, als Al-

leinerben ein. Der Mann selbst wurde nicht 

Erbe und hatte somit nur einen Pflichtteils-

anspruch. Er selbst verstarb im Jahr 2020. 

Die Stadt hatte den Pflichtteilsanspruch 

des Mannes gegenüber seiner verstorbenen 

Mutter in Höhe der erbrachten Sozialleis-

tungen auf sich übergeleitet. Sie wandte 

sich nach dessen Tod dann an den Enkel-

sohn als Pflichtteilsschuldner und ver-

langte Zahlung. Mit Erfolg, wie die Richter 

entschieden. 

 

 

18. Anhörung des Kindes bei Sor-
gerechtsentscheidung 

 

Gemäß dem Gesetz über das Verfahren in 

Familiensachen und in den Angelegenhei-

ten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (Fa-

mFG) in der ab dem 1.7.2021 anzuwenden-

den Fassung hat das Familiengericht das 

Kind persönlich anzuhören und sich einen 

persönlichen Eindruck von dem Kind zu 

verschaffen.  

 

Diese Verpflichtung ist nach der Neurege-

lung unabhängig vom Alter des Kindes und 

gilt auch im einstweiligen Anordnungsver-

fahren. Unbeschadet dessen sind Kinder in 

einem ihre Person betreffenden Verfahren 

jedenfalls bereits ab einem Alter von etwa 

3 Jahren persönlich anzuhören. 

 

Von der persönlichen Anhörung des 

Kindes kann in einem Kindesschutzver-

fahren in aller Regel nicht deshalb abge-

sehen werden, weil das Kind bereits in 

einem vorangegangenen Umgangsver-

fahren persönlich angehört wurde. Dies 

gilt umso mehr, wenn diese Anhörung 

nicht vom selben erkennenden Gericht 

durchgeführt wurde. 

 

 

19. Doppeltes Bußgeld wegen 
Vorsatz bei Tempoüber-
schreitung 

 

In einem vom Oberlandesgericht Hamm 

entschiedenen Fall fuhr ein Autofahrer 

auf einer Autobahn viel schneller als er-

laubt und wurde geblitzt. Aufgrund der 

sehr hohen Geschwindigkeitsübertre-

tung warf die Behörde dem Fahrer Vor-

satz vor und verdoppelte das Bußgeld. 

Dagegen erhob dieser Einspruch mit der 

Begründung, dass Vorsatz nur dann vor-

liegen kann, wenn er die gefahrene Ge-

schwindigkeit genau gekannt hätte. 

 

Der Umstand, dass einem Betroffenen 

der Umfang einer Geschwindigkeits-

überschreitung möglicherweise nicht 

exakt bekannt ist, steht der Annahme 

von Vorsatz nicht entgegen. Vorsätzli-

ches Handeln setzt eine solche Kenntnis 

nicht voraus. Es genügt das Wissen, 

schneller als erlaubt zu fahren. 

 

 

20. Ablegen des Handys auf 
Oberschenkel ist verbotswid-
rige Nutzung lt. StVO 

 

Nach der Straßenverkehrsordnung darf 

derjenige, der ein Fahrzeug führt, z. B. 

ein Handy nur benutzen, wenn hierfür 

das Gerät weder aufgenommen noch ge-

halten wird. 
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Das Bayerische Oberlandesgericht stellte 

am 10.1.2022 in seinem Beschluss fest, 

dass die verbotswidrige Benutzung eines 

Mobiltelefons durch ein Halten nicht nur 

dann vorliegt, wenn dieses mit der Hand 

ergriffen wird, sondern auch dann, wenn 

es auf dem Oberschenkel abgelegt wird. 

 
 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht über-
nommen werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

 

  

 Fälligkeitstermine Fällig am 

Umsatzsteuer (mtl.),  
Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, Soli-Zuschlag (mtl.),  
Einkommen-, Kirchen-, Körperschaftsteuer, Soli-Zuschlag 

10.6.2022 

Sozialversicherungsbeiträge  
28.6.2022  

 

  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich  
 für die Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 % 
 1.1.2015 – 30.6.2016 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 
https://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 

  

  

 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Pro-
zentpunkte 
(abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Pro-
zentpunkte 
zzgl. 40 € Pauschale 

 

  

 Verbraucherpreisindex 
 (2015 = 100) 

2022: April = 116,2; März = 115,3; Februar = 112,5; Ja-
nuar = 111,5 
2021: Dezember = 111,1; November = 110,5; Oktober = 
110,7;  
September = 110,1; August = 110,1; Juli = 110,1; Juni = 
109,1;  
Mai = 108,7 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  

https://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  

https://www.bundesbank.de/de/bundesbank/organisation/agb-und-regelungen/basiszinssatz-607820
https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Konjunkturindikatoren/Preise/pre110.html

